
Friedensvertrag und Neutralität
Der Schaffung friedlicher Verhältnisse in ganz Deutsch­
land mit Hilfe eines Friedensvertrages entspricht der 
Vorschlag der Regierungen der UdSSR und der Deut­
schen Demokratischen Republik über die militärische 
Neutralisierung Deutschlands. Walter Ulbricht betonte 
auf der Pressekonferenz in Berlin am 15. Juni 1961 auf 
die Frage eines Pressevertreters, wie sich die Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik die militärische 
Neutralisierung Deutschlands vorstelle:

„Was heißt also militärische Neutralisierung?
Das heißt in erster Linie Abschluß eines Friedens­
vertrages. Das heißt, konsequent den Weg der allge­
meinen und vollständigen Abrüstung beschreiten.“23 

Durch den Abschluß eines Friedensvertrages mit bei­
den deutschen Staaten wird ein wesentlicher Beitrag 
für die Neutralisierung Deutschlands geleistet, weil 
durch ihn die inneren Voraussetzungen für die Neutra­
lität in ganz Deutschland, friedliche Verhältnisse, ge­
schaffen werden. In der Deutschen Demokratischen Re­
publik sind diese Voraussetzungen in der sozialistischen 
Staats- und Gesellschaftsordnung enthalten. Im Gebiet 
der westdeutschen Bundesrepublik müssen sie jedoch 
erst geschaffen werden, wozu der Abschluß und die 
Verwirklichung eines Friedensvertrages erforderlich 
sind. Das ergibt sich aus den Hauptforderungen, die 
an ein neutrales Deutschland gestellt werden müssen:

1. Bändigung des westdeutschen Militarismus und 
Schaffung eines Übergewichts der Friedenskräfte, die 
allein eine Friedens- und Neutralitätspolitik entspre­
chend den Grundsätzen des Völkerrechts ermöglichen.
2. Verzicht auf die Stationierung von Kern- und Ra­
ketenwaffen, Bereitschaft zur Teilnahme an einer 
atomwaffenfreien Zone in Mitteleuropa, Rüstungs­
begrenzung und Bereitschaft zur Teilnahme an einer 
Zone begrenzter Rüstung (wobei beide deutsche Staa­
ten das Recht der Unterhaltung nationaler Streit­
kräfte zu Verteidigungszwecken behalten).
3. Auflösung der ausländischen Stützpunkte auf deut­
schem Boden und der westdeutschen Stützpunkte im 
Ausland.
4. Aktive Teilnahme beider deutscher Staaten bzw. 
später des wiedervereinigten Deutschlands am Kampf 
der Völker gegen jede Aggression.
5. Bereitschaft zur internationalen Zusammenarbeit 
mit allen Staaten auf der Grundlage der Gleich­
berechtigung.
6. Keine Beteiligung an militärischen Paktsystemen, 
Austritt der westdeutschen Bundesrepublik aus der 
NATO und der Deutschen Demokratischen Republik 
aus dem Warschauer Vertrag.

Walter Ulbricht sagte dazu auf der Pressekonferenz 
am 15. Juni 1961:

„Aber wir verstehen, daß der Weg zu einem neutra­
len Deutschland nicht von heute auf morgen zu Ende 
gegangen werden kann. Das ist ein längerer Prozeß. 
Und dieser Prozeß könnte mit dem Friedensvertrag 
beginnen. Das heißt, der Friedensvertrag ist der erste 
Schritt zu einer Annäherung. Er enthält sozusagen 
die Entscheidung, daß beide Seiten gewillt sind, 
den friedlichen Weg zu gehen. Damit steht nicht im 
Widerspruch, daß in der ersten Etappe Westdeutsch­
land noch der NATO und die Deutsche Demokratische 
Republik dem Pakt der Warschauer Vertragsstaaten 
angehören. In dem Maße, wie der Friedensvertrag 
durchgeführt und über die verschiedenen Fragen der 
Abrüstung usw. eine Verständigung erzielt wird, 
taucht dann die Frage auf, w a n n  das Ausscheiden 
aus den beiden Militärblocks erfolgen soll.“24

Die Vorschläge der Deutschen Demokratischen Republik 
über die Neutralisierung Deutschlands' lassen keinen 
Zweifel daran, daß sie sich in jedem Falle auf die 
m i l i t ä r i s c h e  Neutralität beziehen. Diese Tatsache 
bewußt außer acht lassend, versuchen die westdeutschen
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militaristisch-revanchistischen Kreise und ihre Presse­
organe, in panischer Angst um ihre Atomwaffenkriegs­
pläne jetzt den Begriff der Neutralität in der verschie­
densten Art und Weise zu verfälschen. So schreibt z. B. 
die Hamburger „Welt“ vom 22. Juni 1961:

„Der Begriff der Neutralität kommt für uns noch 
immer aus dem Neulateinischen und bedeutet Un­
parteilichkeit, während ihn die Sowjets nach dem 
Handbuch für Revolutionäre mit Parteilichkeit gleich­
setzen. Chruschtschow selber hat in Wien ziemlich 
unverblümt gesagt, wer nicht Kommunist sei, könne 
auch nicht neutral sein.“

Sieht man einmal von der bewundernswerten Unfähig­
keit ab, etymologische Fakten richtig zu werten, so ent­
hält diese Darstellung mehrere Fälschungen, deren 
Zweck, die Unmöglichkeit einer Neutralität und damit 
die Unumgänglichkeit der fortgesetzten Atomkriegs­
vorbereitungen durch die westdeutschen Militaristen 
nachzuweisen, allzu deutlich hervorspringt. Die Neu­
tralität, die die westdeutschen Militaristen hier meinen, 
soll die Parteilichkeit für den Frieden, die das Neu­
tralitätsprinzip nicht nur ermöglicht, sondern zwingend 
voraussetzt, ausschließen. Die militärische Neutralität 
erfordert in jedem Fall aktive Parteilichkeit für das 
Prinzip des Friedens und der friedlichen Koexistenz, 
für die Verhinderung jeder Aggression einschließlich 
ihrer Vorbereitungen und die friedliche Zusammen­
arbeit aller Staaten auf der Basis der souveränen 
Gleichheit. Dieser notwendige Inhalt des Neutralitäts­
begriffs entstammt keinem „Handbuch für Revolutio­
näre“, sondern er entspricht der Charta der Vereinten 
Nationen, die diese Pflichten völkerrechtlich festlegt. Er 
stimmt auch mit der Auffassung der bereits bestehen­
den neutralen Staaten voll überein, wie es sogar im 
Westberliner „Tagesspiegel“ nachzulesen ist, der unter 
der Überschrift „Definition des Neutralismus“ zu be­
richten weiß, daß Vertreter von 22 neutralen Staaten 
sich in Kairo auf eine Definition geeinigt haben, nach 
der als Kennzeichen eines neutralen Staates folgende 
Punkte gelten sollen:

„1. Der Staat soll eine unabhängige Politik auf der 
Grundlage der friedlichen Koexistenz führen.
2. Er soll alle Freiheits- und Unabhängigkeits­
bewegungen unterstützen.
3. Er soll nicht Mitglied eines multilateralen Militär­
bündnisses sein.
4. Er soll keine zweiseitigen Militärbündnisse mit 
Großmächten haben.
5. Er soll auf seinem Gebiet keine ausländischen 
Militärstützpunkte dulden.“25

Die von Ministerpräsident Chruschtschow in Wien be­
gründete Tatsache, daß eine Einzelperson nicht neutral 
sein kann, weil sie stets Vertreter bestimmter Klassen­
interessen ist — wie das Beispiel des UN-Generalsekre- 
tärs Hammarskjöld u. a. beweist —, und daß die Neu­
tralität nur für Staaten oder internationale Organe 
gelten kann, entspricht den völkerrechtlich an den 
Neutralitätsbegriff zu stellenden Anforderungen.
Die Ideologen des westdeutschen Militarismus ver­
schweigen bewußt diese Unterscheidung und versuchen, 
aus dieser Äußerung des sowjetischen Ministerpräsiden­
ten die Unmöglichkeit der Neutralität Westberlins und 
der beiden deutschen Staaten abzuleiten. Sie setzen 
sich damit in immer stärkerem Maße in Widerspruch 
nicht nur zu den Vorstellungen der Mehrheit des deut­
schen Volkes, die die Bändigung des westdeutschen 
Militarismus und eine militärische Neutralisierung 
Deutschlands fordert, sondern auch zu den Zielen und 
der praktischen Politik der neutralen Staaten, indem 
sie letztlich jede militärische Neutralität ablehnen. 
Durch die Forderung der militärischen Neutralität 
Deutschlands und ihre Durchsetzung gegen den ideo­
logischen und politischen Widerstand der westdeutschen
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